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Sehr geehrte Damen und Herren,

nachdem der Winter im Februar noch einmal seine
eisigen Fühler ausgestreckt hat, naht der Frühling
mit wärmeren Temperaturen und mehr Sonnen-
schein. Auch in Sachen Corona hoffen wir auf bal-
dige Entspannung. Die ist auch dringend nötig,
sowohl im privaten wie auch im beruflichen und im
geschäftlichen Umfeld.

In steuerlicher Hinsicht soll das Jahressteuergesetz
2020 Entlastung bringen. In unserer aktuellen
Ausgabe informieren wir Sie über den Inhalt der
zum Jahreswechsel in Kraft getretenen Gesetzesän-
derungen.

Darüber hinaus haben unsere Rechtsexperten
wieder spannende Themen aus dem Erb-, Miet-,
WEG-, Arbeits- und Familienrecht für Sie zusam-
mengetragen.

Außerdem möchten wir Ihnen in unseren News aus
der Kanzlei Frau Rechtsanwältin Ann-Kathrin Abt
und Frau Steuerberaterin Christine Knoll als neue
Geldwäschebeauftrage vorstellen.

Wir wünschen Ihnen anregende Lektüre und schö-
ne Osterfeiertage!

Dr. Hans-Joachim Broll

Dipl.-Ökonom, Steuerberater,
Vereidigter Buchprüfer, Fachberater
für Internationales Steuerrecht
T +49 711 722 33 96-0
dr.broll@bskp.de

Schauen Sie sich unsere Kanzleizeitschrift von unterwegs
über unsere Kanzleiwebseite an.
Klicken Sie hier um zur Webseite zu gelangen.

https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/


Arbeitnehmer in Corona-Zeiten: Kurzarbeitergeld
kann zu Steuernachzahlungen führen

Durch die Corona-Pandemie wurden viele
Branchen schwer getroffen, tausende Unter-
nehmen mussten ihre Mitarbeiter in Kurzarbeit
schicken. Wie hoch das Kurzarbeitergeld aus-
fällt, ist von der Dauer der Kurzarbeit, von der
Steuerklasse, dem Familienstand und den
Lohnsteuermerkmalen abhängig.

Das Kurzarbeitergeld ist als Lohnersatzleistung
zwar steuerfrei, erhöht aber den Einkommen-
steuersatz, der für das übrige (steuerpflichtige)
Einkommen des Arbeitnehmers gilt. Dieser
steuererhöhende Effekt wird als Progressions-
vorbehalt bezeichnet. Wer Kurzarbeitergeld
bezogen hat, muss daher damit rechnen, dass
sich im Rahmen der Einkommensteuerveranla-
gung eine Nachzahlung ergibt.

Hinweis: Bei der Bemessung des laufenden
monatlichen Lohnsteuerabzugs wurde das

Kurzarbeitergeld vom Arbeitgeber nicht be-
rücksichtigt, so dass das Finanzamt die fehlen-
de Mehrsteuer über den Einkommensteuerbe-
scheid einfordert.

Ob und in welcher Höhe eine Nachzahlung
anfällt, hängt von vielen Faktoren ab, unter
anderem von der Dauer und dem Anteil der
Kurzarbeit. Eine entscheidende Rolle spielen
auch der individuelle Grenzsteuersatz und die
Steuerklassenverteilung bei Ehegatten.

Hinweis: Wer Lohnersatzleistungen von mehr
als 410 € im Jahr bezogen hat, muss für das
Bezugsjahr zudem zwingend eine Einkommen-
steuererklärung bei seinem Finanzamt einrei-
chen (Pflichtveranlagung). Gibt er keine Steuer-
erklärung ab, können Sanktionen folgen (z.B.
über eine Zwangsgeldandrohung und -festset-
zung).

Themenverwandte Artikel und
mehr finden Sie auf unserer
Kanzleiwebseite.
Klicken Sie hier.

Dr. Joachim Engesser

Master of Arts, Steuerberater,
Fachberater für Internationales
Steuerrecht
T +49 7141 643 84-0
engesser@bskp.de

03DR. BROLL • SCHMITT • KAUFMANN & PARTNER   SCHACHZUG   AUSGABE Q1/2021

https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/?morelike=36375429


04 AUSGABE Q1/2021   SCHACHZUG   DR. BROLL • SCHMITT • KAUFMANN & PARTNER

Jahressteuergesetz 2020: Was Sie als Unternehmer
sowie Arbeitgeber/-nehmer wissen sollten

Kurz vor Jahresende hat der Gesetzgeber das
Jahressteuergesetz 2020 (JStG 2020) verab-
schiedet. Es enthält unter anderem eine Viel-
zahl an Änderungen für Unternehmer sowie
Arbeitgeber/-nehmer. Wir haben einige der
wichtigsten Neuerungen für Sie zusammenge-
fasst.

Flexibilisierung der Investitionsabzugsbe-
träge

Durch Investitionsabzugsbeträge nach § 7g
Einkommensteuergesetz ist es möglich, künfti-
ges Abschreibungspotential aus beweglichen
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens in
Zeiträume vor deren Anschaffung zu verlegen.
Unabhängig davon ermöglicht die Regelung
auch Sonderabschreibungen nach der An-
schaffung. Im Gesetzentwurf sollte eine Er-
leichterung geschaffen werden, wonach das
Wirtschaftsgut lediglich zu mehr als 50 % be-
trieblich genutzt werden muss. Im finalen Ge-
setz bleibt es nun jedoch bei dem Erfordernis
einer fast ausschließlichen (> 90 %) betriebli-
chen Nutzung. Neu ist dabei, dass nun auch
längerfristig vermietete Wirtschaftsgüter (für
mehr als drei Monate) begünstigt sind. Die
begünstigten Investitionskosten zur Bildung
des Investitionsabzugsbetrags wurden von
40 % auf 50 % angehoben. Für alle Einkunftsar-
ten gilt eine einheitliche Gewinngrenze in Höhe
von 200.000 € (im Entwurf betrug diese
150.000 €) als Voraussetzung für die Inan-
spruchnahme  von  Investitionsabzugsbe-
trägen.

Hinweis: Die Änderungen gelten erstmals für
Investitionsabzugsbeträge und Sonderab-
schreibungen, die in nach dem 31.12.2019 en-
denden Wirtschaftsjahren in Anspruch genom-
men werden.

Wirtschaftliche Geschäftsbetriebe im Ge-
meinnützigkeitsbereich

Auch gemeinnützige Organisationen können
steuerpflichtige Einkünfte erzielen, wenn sie
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unter-
halten, zum Beispiel durch gastronomische
Leistungen bei Vereinsfesten oder durch den
Verkauf anderer Waren. Laut JStG 2020 bleiben
die Gewinne bzw. Überschüsse der steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe
körperschaft- und gewerbesteuerfrei, wenn
deren Einnahmen im betroffenen Jahr ein-
schließlich Umsatzsteuer nicht über 45.000 €
(zuvor: 35.000 €) liegen. Auch die Pflicht zur
zeitnahen Mittelverwendung wird für kleine
Körperschaften, die unter dieser Einnahmen-
grenze bleiben, abgeschafft.

Steuerstrafrechtliche Verschärfungen

In Fällen von besonders schwerer Steuerhinter-
ziehung wird die Verjährungsfrist von zehn auf
15 Jahre erhöht.

 

 

Die Langversion des Artikels
finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite.
Klicken Sie hier.

Ursula Metter

Dipl.-Betriebswirtin (FH),
Steuerberaterin, Fachberaterin
für Internationales Steuerrecht
T +49 711 722 33 96-0
u.metter@bskp.de

https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/?article=36223851
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Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Neugründung: Pflicht zur Abgabe
einer monatlichen Umsatzsteuer-
Voranmeldung ausgesetzt

Ab 2021 müssen Unternehmer in Neugründungsfällen
bei der Aufnahme ihrer unternehmerischen Tätigkeit
nicht mehr zwingend monatliche Voranmeldungen abge-
ben. Ob monatliche oder quartalsweise Voranmeldungen
abzugeben sind, hängt auch in Neugründungsfällen ab
2021 von den allgemeinen Grenzen ab (monatliche Vor-
anmeldungen bei mehr als 7.500 € Zahllast, darunter
quartalsweise Voranmeldungen).

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Uniform, Anzug & Co.: Welche
Arbeitskleidung ist absetzbar?

Die höchstrichterliche Rechtsprechung muss sich immer
wieder mit der Frage befassen, ob die Kosten privat „trag-
barer“ Kleidung in Einzelfällen doch als Werbungskosten
abgezogen werden können. So hat der Bundesfinanzhof
beispielsweise geurteilt, dass die Kosten eines Oberkell-
ners für einen hochwertigen Smoking ausnahmsweise als
Werbungskosten abziehbar sein können. In anderen Beru-
fen ist dies hingegen nicht möglich.

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Gewerbemieter aufgepasst: Als
vertraglicher Bestandteil sind
Betriebs- und Nebenkosten der
Gesamtmiete
umsatzsteuerpflichtig!

Wenn die Mietvertragsparteien von den gesetzlichen Re-
gelfällen abweichen, wird es diffizil. Denn für Laien ist es
schwierig, die Zulässigkeit anderweitiger Vereinbarungen
genau zu bewerten. Dass selbst unter den Profis nicht
immer Einigkeit über zulässige Ausnahmen herrscht, zeigt
ein Fall, der bis vor den Bundesgerichtshof gehen musste,
um Klarheit zu erlangen.

https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/?article=35267970
https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/?article=35630717
https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/?article=35630375
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Jahressteuergesetz 2020: Wie Sie jetzt von den
steuerlichen Änderungen profitieren können

Kurz vor dem Jahresende hat der Gesetzgeber
nach langen Verhandlungen das Jahressteuer-
gesetz 2020 verabschiedet. Es enthält eine
Vielzahl von steuerrechtlichen Änderungen, die
nicht nur Unternehmen betreffen, sondern
auch für private Steuerzahler relevant sind.
Nachfolgend erläutern wir Ihnen die wichtigs-
ten Änderungen.

Erhöhung des Übungsleiter-Freibetrags und
der Ehrenamtspauschale

Der sogenannte Übungsleiter-Freibetrag wur-
de von 2.400 € auf 3.000 € erhöht. Er kann für
alle nebenberuflich ausgeübten unterrichten-
den Tätigkeiten sowie für nebenberufliche
künstlerische oder pflegerische Tätigkeiten im
öffentlichen oder gemeinnützigen Bereich ein-
gesetzt werden. Der Freibetrag kann sowohl bei
selbständiger als auch bei nichtselbständiger
Tätigkeit angesetzt werden. Neben der Einkom-
mensteuer gilt er auch für die Sozialversiche-
rung. Des Weiteren wurde die Ehrenamtspau-
schale von 720 € auf 840 € pro Jahr erhöht. Sie
gilt beispielsweise für Aufwandsentschädigun-
gen, die ehrenamtlich Tätige erhalten. Voraus-
setzung ist, dass die Tätigkeit im öffentlichen
oder gemeinnützigen Bereich ausgeübt wird.
Gegenüber der Übungsleiterpauschale, bei der
die Tätigkeitsbereiche eingeschränkt sind, um-
fasst die Ehrenamtspauschale praktisch alle
Tätigkeiten im Rahmen eines ehrenamtlichen
Engagements. Die Erhöhungen gelten ab dem
Veranlagungszeitraum 2021.

Vereinfachter Zuwendungsnachweis bei
Spenden

Die Grenze für den vereinfachten Zuwendungs-
nachweis bei Spenden wird von 200 € auf 300 €
angehoben. Im Rahmen des vereinfachten Zu-
wendungsnachweises wird keine Spendenquit-
tung benötigt. Es reicht der Bareinzahlungsbe-
leg oder die Buchungsbestätigung eines Kredit-
instituts.

Erhöhte Verlustverrechnung bei Kapitalver-
mögen

2019 hat der Gesetzgeber mehr oder weniger
durch die Hintertür eine Verlustverrechnungs-
beschränkung für Verluste aus Termingeschäf-
ten und Kapitalforderungen eingeführt. Diese
sieht vor, dass etwaige Verluste nur mit in
künftigen Jahren anfallenden Gewinnen aus
solchen Geschäften verrechnet werden kön-
nen. Die Regelung ist sehr umstritten, eine
Abschaffung wurde gefordert. Der Gesetzgeber
hat im JStG 2020 zumindest eine Entlastung
dahin gehend geschaffen, dass der Höchstbe-
trag für die Verlustverrechnung von 10.000 €
auf 20.000 € angehoben wurde. Sprechen Sie
uns an, dann prüfen wir, ob Sie von der Anhe-
bung profitieren können.

 

 

Die Langversion des Artikels
finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite.
Klicken Sie hier.

Sabine Jacobs

Steuerfachwirtin,
Steuerberaterin
T +49 30 88 00 783-0
sabine.jacobs@bskp.de

https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/?article=36223874


Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Anscheinsbeweis bei Kettenunfall:
Wer dem Vordermann auffährt,
muss Unvorhersehbarkeit dieses
Umstands beweisen können

Wer bei einem Auffahrunfall mit drei hintereinanderfah-
renden Autos letztendlich was beweisen muss, zeigt ein
neues Urteil des Amtsgerichts Kiel. Es bestätigt den alten
Grundsatz: Der Anscheinsbeweis spricht gegen den Auf-
fahrenden und für dessen alleiniges Verschulden, wenn
dieser nicht nachweisen kann, dass sich der Unfall anders
zugetragen hat. Die Entscheidung des Gerichts steht im
Einklang mit der obergerichtlichen Rechtsprechung.

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Informationspflicht verletzt: BGH
spricht Fluggast die Erstattung von
Anwaltskosten zu

Hat ein Flug Verspätung, können Fluggäste in vielen Fällen
eine Entschädigung verlangen. Der Bundesgerichtshof
urteilte hierzu nun, dass ein Luftverkehrsunternehmen
einem Fluggast, dem ein Ausgleichsanspruch zusteht,
grundsätzlich auch die Kosten für die vorgerichtliche Gel-
tendmachung des Anspruchs durch einen Rechtsanwalt
ersetzen muss, wenn es die ihm (gemäß Art. 14 Abs. 2
Fluggastrechteverordnung) obliegende Informations-
pflicht verletzt hat.

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Geänderte Voraussetzungen bei
innergemeinschaftlichen
Lieferungen: BMF passt
Umsatzsteuer-Anwendungserlass an

Innergemeinschaftliche Lieferungen sind unter bestimm-
ten Voraussetzungen umsatzsteuerfrei. Die Voraussetzun-
gen dafür wurden im Rahmen der sogenannten „Quick Fi-
xes“ zum 01.01.2020 unionsrechtlich angepasst. Das Bun-
desfinanzministerium hat nun erstmalig Hinweise zur Zu-
sammenfassenden Meldung als Voraussetzung für die
Steuerbefreiung der innergemeinschaftlichen Lieferung
veröffentlicht.
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Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Internetverkäufe: Wann die
Schwelle zur Gewerblichkeit
überschritten ist

Wenn Sie als Privatperson gelegentlich gebrauchte Ge-
genstände im Internet verkaufen, hat dies in der Regel
keine steuerliche Relevanz. Wird der Umfang der Internet-
verkäufe aber immer weiter ausgebaut, kann die Schwelle
zu einem steuerpflichtigen gewerblichen Handel über-
schritten werden. Ein neues Urteil des Bundesfinanzhofs
veranschaulicht die Kriterien, die für einen solchen
„Grenzübertritt“ entscheidend sind.

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Trennung und erneute Versöhnung:
Wann die Vorteile des
Ehegattensplittings noch
beansprucht werden können

Nach einer Trennung vom Ehepartner gehen die steuerli-
chen Vorteile des Ehegattensplittings spätestens ab dem
folgenden Jahreswechsel verloren. Im Folgejahr der Tren-
nung kommt die Einzelveranlagung wieder zum Tragen, so
dass die Einkommensteuer nach dem Grundtarif berech-
net wird. Im Fall einer „On-Off-Beziehung“ kann der Split-
tingtarif aber durchgehend beansprucht werden, wenn
nach der Trennung wieder rechtzeitig die Versöhnung er-
folgt.

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Umgang in Pandemiezeiten: Keine
Pflicht zum Tragen eines MNS
beim Umgang mit dem
zweijährigen Kind 

In einem vor dem Amtsgericht Köln verhandelten Fall for-
derte die Mutter eines zweijährigen Kindes, der von ihr
und dem Kind getrennt lebende Vater müsse beim Um-
gang mit dem Kind einen Mund-Nasen-Schutz tragen. Das
Gericht stellte sich jedoch auf die Seite des Vaters: Es
gebe keine Anzeichen, die gegen die Annahme sprächen,
dass der Vater verantwortungsbewusst mit seinem Kind
umgehe.
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Vollstreckungsgegenklage möglich: Miterben dürfen
alleine einen Titel gegen den Schuldner zugunsten
der Erbengemeinschaft erstreiten

Miterben sind gesetzlich nur dazu berechtigt,
Ansprüche der Erbengemeinschaft mit Wirkung
für die gesamte Erbengemeinschaft geltend zu
machen. Hat ein Miterbe einen solchen Vollstre-
ckungstitel erworben, schließt sich die Frage an,
ob dieser Miterbe auch alleine dazu berechtigt
ist, die Zwangsvollstreckung durchzuführen.
Eine Antwort darauf zu finden, war im Folgen-
den Aufgabe des Bundesgerichtshofs (BGH).

Nach dem Tod des Erblassers fand eine Zwangs-
versteigerung eines zum Nachlass gehörenden
Grundstücks zur Aufhebung der Erbengemein-
schaft statt. Mit Beschluss des Amtsgerichtes
(AG) wurde festgestellt, dass der Erbengemein-
schaft gegen einen der Söhne des Erblassers
noch eine Forderung aus dem Verteilungsver-
fahren von ca. 150.000 € zusteht. Über diese
Forderung der Erbengemeinschaft hat das AG
dem Enkel des Erblassers, der ebenfalls zur
Erbengemeinschaft gehörte, eine vollstreckba-
re Ausfertigung des Zuschlagsbeschlusses er-
teilt. Der Sohn des Erblassers und Schuldner
der Forderung wendete sich erfolglos gegen die
Erteilung einer vollstreckbaren Ausfertigung
der amtsgerichtlichen Entscheidung.

Der BGH hat im Wege einer Rechtsbeschwerde
entschieden, dass das AG die vollstreckbare
Ausfertigung der Entscheidung zu Recht zu-
gunsten des Miterben erteilt hat. Dies sei eine
zwangsläufige Konsequenz aus der gesetzli-
chen Befugnis des Miterben, alleine einen Titel
gegen den Schuldner zugunsten der Erbenge-
meinschaft zu erstreiten. Es entspreche dem
Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung, dass
es jedem Miterben möglich sein soll, unabhän-
gig von den weiteren Miterben einen zum
Nachlass gehörenden Anspruch einzufordern,
einzuklagen und im Wege der Zwangsvollstre-
ckung durchzusetzen. Sollten mehrere Miter-
ben jeweils gesondert für sich eine Ausfertigung
des Vollstreckungstitels über die gesamte For-
derung beantragen, würde der Schuldner
nämlich ausreichend dadurch geschützt, dass
er im Wege einer Vollstreckungsgegenklage
geltend machen kann, die Forderung bereits
gegenüber einem Miterben erfüllt zu haben.

Hinweis: Mit dieser Entscheidung wird ein
Streit in der Rechtsprechung darüber beendet,
ob der Miterbe eine vollstreckbare Ausfertigung
verlangen kann, die ausschließlich ihn als Voll-
streckungsgläubiger ausweist.

Themenverwandte Artikel und
mehr finden Sie auf unserer
Kanzleiwebseite.
Klicken Sie hier.

Cornelia Blank

Rechtsanwältin, Fachanwältin für
Familienrecht, Fachanwältin für
Erbrecht, Zertifizierte
Verfahrensbeiständin,
Zertifizierte
Testamentsvollstreckerin
T +49 351 318 90-0
blank@bskp.de
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Scheidung der Vermieter: Dreijährige
Kündigungssperre bei Eigenbedarfskündigung
entfällt bei innerfamiliärem Eigentumswechsel

Trennen sich Ehegatten, wird in aller Regel
neuer Wohnraum benötigt. Haben sie Grund-
besitz, der aber vermietet ist, kann verständli-
ches Interesse daran bestehen, dem Mieter zu
kündigen, um die Fläche selbst zu nutzen. Dabei
können sich besondere Fragen ergeben. Der
Bundesgerichtshof (BGH) war deshalb damit
beschäftigt, den Begriff der Familienzugehörig-
keit klarzustellen, der vermieterseitig bei Eigen-
bedarfskündigungen Besonderheiten innehält.

Ein Ehepaar bewohnte seit Juli 2001 ein gemie-
tetes Haus, dessen Vermieter es im September
2015 an seinen Sohn und dessen Frau verkauf-
te. Die beiden neuen Eigentümer lebten zwar
bereits seit 2013 getrennt, wurden dann aber
erst im Juli 2016 geschieden. Im Mai 2016 kün-
digten sie den in dem Haus lebenden Mietern
zu Ende Februar 2018 und machten Eigenbe-
darf geltend. Die geschiedene Frau wolle nun
mit den gemeinsamen Kindern und ihrem
neuen Lebenspartner in das Haus ziehen, vor
allem auch, weil es die Kinder dann deutlich
näher zu ihrer Schule hätten.

Der Eigenbedarf sei zwar auch aus Mietersicht
nicht zu beanstanden, doch beide machten
geltend, dass ihnen wegen der Übertragung der
Immobilie durch den ehemaligen Vermieter auf

den Sohn und dessen (mittlerweile geschiede-
nen) Frau eine dreijährige Kündigungssperre
zur Eigenbedarfskündigung zustünde. Dage-
gen wandten die jetzigen Vermieter ein, dass
diese Frist nur im Normalfall gelte. Da es sich
hier aber um dieselbe Familie handelte, inner-
halb derer die Immobile im Eigentum wechsel-
te, entfalte diese Sperre keine Geltung. Doch
dagegen – man ahnt es – warfen die gekündig-
ten Mieter ins Feld, dass dies nach der Schei-
dung von der Frau nicht mehr der Fall sei.

Falsch, so der BGH. Bei der Familienzugehörig-
keit verhält es sich nämlich wie beim Zeugnis-
verweigerungsrecht in Prozessen. Wenn es
einmal besteht, geht es nicht mehr verloren –
nicht durch Trennung und auch nicht durch
Scheidung. Wegen der damals bestehenden
Ehe gehörten sowohl die aktuelle Vermieterin
als auch der ehemalige Vermieter zur selben
Familie. Deshalb bestand auch kein dreijähriger
Kündigungsschutz nach der Veräußerung. Die
Mieter mussten gehen, wobei der BGH ihnen
eine Räumungsfrist bis Ende 2021 einräumte.

Hinweis: Der Fall zeigt, wie diffizil es auch dann
werden kann, wenn bei den sich trennenden
Ehegatten selbst eine seltene Einigkeit besteht.

Themenverwandte Artikel und
mehr finden Sie auf unserer
Kanzleiwebseite.
Klicken Sie hier.

Sven Peitzsch

Rechtsanwalt, Fachanwalt für
Familienrecht, Fachanwalt für
Erbrecht
T +49 3731 26 60-0
peitzsch@bskp.de

https://bskp.de/ueber-bskp/fachartikel-steuern-und-recht/?morelike=36223906


Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Schlüssige WEG-
Jahresabrechnung: Anfangs- und
Endstand der Gemeinschaftskonten
und aufgegliederte Einnahmen und
Ausgaben genügen

Ein Eigentümer ging gegen eine Jahresabrechnung seiner
Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) vor. Er meinte,
die Jahresabrechnung würde keinen schlüssigen Konten-
abgleich erlauben, weil sie Überweisungen vom Sparkon-
to auf das Girokonto und vom Girokonto auf das Sparkon-
to als Einnahme bzw. Ausgabe auf den jeweiligen Konten
enthalte und das „Minus“ der WEG zu niedrig darstellen
würde. Das sah der Bundesgerichtshof allerdings anders.

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Patchworkfamilie: Was passiert,
wenn einer der Schlusserben zuerst
verstirbt?

Wenn ein Leben in einer Patchworkfamilie nicht einfach
ist, darf man auch davon ausgehen, dass es sich mit Erb-
schaftssachen hierbei nicht viel anders verhält. So musste
sich jüngst das Oberlandesgericht München mit der Aus-
legung eines Erbvertrags auseinandersetzen, in dem die
Ehegatten ihre jeweils eigenen Kinder als Schlusserben
eingesetzt hatten und bei denen ein Schlusserbe vorver-
storben war.

Die Langversion des Artikels finden Sie auf
unserer Kanzleiwebseite:

Zur Website wechseln

Ausländische Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer:
Nachweisführung im
Bestätigungsverfahren

Das Bundesfinanzministerium hat am 28.10.2020 ein
Schreiben zur Nachweisführung im Bestätigungsverfah-
ren für ausländische Umsatzsteuer-Identifikationsnum-
mern herausgegeben. Danach ist der Nachweis der durch-
geführten Bestätigungsanfrage durch die Aufbewahrung
des Ausdrucks oder die Übernahme des vom Bundeszen-
tralamt für Steuern übermittelten Ergebnisses in einem
üblichen Format oder als Screenshot im System des Un-
ternehmens zu führen.
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Für Sie – vor Ort

Auszeichnungen

An 11 Standorten deutschlandweit bieten wir Ihnen
unser gesamtes Leistungsportfolio an. Eng verzahnt
lösen unsere Experten auch die kniffligsten Fälle –
kompetent, zügig und interdisziplinär, bei Bedarf zu-
sätzlich mit unseren Partnern von DFK Germany und
DFK International rund um den Globus.

Berlin

Chemnitz

Dortmund

Dresden

Frankfurt am Main

Freiberg

Heilbronn

Ludwigsburg

Magdeburg

Riesa

www.bskp.de
DISCLAIMER
SCHACHZUG bietet lediglich allgemeine Informationen. Wir übernehmen keine Gewähr für die inhaltliche Richtigkeit und Vollständigkeit der Informationen. In keinem Fall sind diese
geeignet, eine kompetente Beratung im Einzelfall zu ersetzen. Hierfür steht Ihnen DR. BROLL • SCHMITT • KAUFMANN & PARTNER – Steuerberater • Wirtschaftsprüfer • Rechtsanwälte
gerne zur Verfügung. SCHACHZUG  unterliegt urheberrechtlichem Schutz. Eine Speicherung zu eigenen privaten Zwecken oder die Weiterleitung zu privaten Zwecken (nur in vollständiger
Form) ist gestattet. Kommerzielle Verwertungsarten, insbesondere der Abdruck in anderen Newslettern oder die Veröffentlichung auf Webseiten, bedürfen der Zustimmung der Heraus-
geber. Bildnachweise: Seite 1: Â©VICUSCHKA - stock.adobe.com, Seite 5: Â©vejaa - stock.adobe.com, Seite 7: Â©Thaut Images - stock.adobe.com, Seite 8: Â©volurol - stock.adobe.com,
Seite 11: Â©maryviolet - stock.adobe.com, Seite 3: Â©s-motive - stock.adobe.com, Seite 4: Â©sdecoret - stock.adobe.com, Seite 6: Â©naka - stock.adobe.com, Seite 9: Â©burdun - stock.
adobe.com, Seite 10: Â©olly - stock.adobe.com. Gestaltung und Produktion: WIADOK - Corporate Publishing für Steuerberater – www.wiadok.de

News aus der Kanzlei

Wir stehen für Qualität

Die Benennung zweier Geldwäschebeauftragter ist ein
besonderes Qualitätsmerkmal unserer Kanzlei.

Unsere neue Geldwäschebeauftragte Rechtsanwältin
Ann-Kathrin Abt sowie ihre Stellvertreterin Steuerbera-
terin Christine Knoll nehmen sich dieses umfangreichen
Bereiches an. Beide haben diese Aufgabe kürzlich
übernommen und werden künftig für diese Thematik
verantwortlich sein. Sie lösen damit den bisherigen
Geldwäschebeauftragten Steuerberater Hermann Hess
(Heilbronn) sowie seinen Stellvertreter Rechtsanwalt
Bernd Morgenroth (Dresden) ab.

Frau Abt ist seit 2017 bei uns als Rechtsanwältin in
Dresden tätig. Seit 2017 ist auch Frau Knoll bei uns in
Ludwigsburg beschäftigt, 2020 wurde sie zur Steuerbe-
raterin bestellt. Beide werden neben ihren Haupttätig-
keiten nun auch das Thema Geldwäsche betreuen.Stuttgart

DFK Germany:

Düsseldorf

Hamburg

München
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